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10 Zusammenfassung

Die Europäische Union trägt mit ihren Handelsbe-
ziehungen in erheblichem Maße zum Klimawandel 
bei. Vor allem ihre importbedingten Emissionen 
sind beträchtlich: Die EU ist weltweit der größte 
Nettoimporteur von Treibhausgasemissionen. 

Zwar kündigte die Europäische Kommission an, 
die EU-Handelspolitik werde einen Beitrag zum 
Ziel einer klimaneutralen Weltwirtschaft leisten. 
Doch untergräbt ihre Handelspolitik dieses Ziel, 
indem sie auf eine fortgesetzte Steigerung des 
Handels mit emissionsintensiven Produkten 
setzt. Vor allem die EU-Handelsabkommen för-
dern klimaschädliche Warenströme durch ihren 
undifferenzierten Zollabbau. 

Aber auch im Rahmen der Welthandelsorganisa-
tion WTO schwächt die EU den Kampf gegen die 
Erderhitzung, unter anderem durch ihre Klagen 
gegen grüne Subventionen und Lokalisierungs-
auflagen anderer Staaten. Die EU behindert 
damit die globale Produktionssteigerung essen-
zieller Klimatechnologien. 

Die unilateralen Klimainitiativen der EU-Handels-
politik – der CO2-Grenzausgleich CBAM und die 
Entwaldungsverordnung – verfolgen zwar grund-
sätzlich sinnvolle Ziele. Ihre Effektivität wird je-
doch geschwächt durch die mangelhafte Unter-
stützung für Produzent*innen in wirtschaftlich 
schwächeren Ländern, um diese neuen Anforde-
rungen erfüllen zu können.

Auch die von der EU-Handelspolitik forcierten 
Regeln für die Liberalisierung und den Schutz 
von Investitionen gefährden den Klimaschutz. 
Die undifferenzierte Investitionsliberalisierung 
begünstigt die noch immer beträchtlichen 
Auslandsinvestitionen europäischer Firmen in 
fossile Industrien. Die in immer mehr EU-Handels-
abkommen enthaltenen Investor-Staat-Schieds-
verfahren wiederum gefährden eine progressive 
Klimagesetzgebung.

Für eine klimagerechte EU-Handelspolitik 
bräuchte es daher einige Reformen, darunter: 

1 eine aktuelle Erfassung der 
Emissionsintensität des EU-Außenhandels; 

2 Verzicht auf klimaschädigende 
Handelsabkommen; 

3 Vorrang für schlankere 
Partnerschaftsabkommen mit Umwelt-, 
Klima- und Entwicklungsfokus; 

4 Umorientierung der EU-WTO-Politik auf 
globale Förderung von Klimatechnologien; 

5 Ergänzung unilateraler Klimainitiativen 
durch technische und finanzielle Hilfe; 

6 Verzicht auf Investor-Staat-
Schiedsverfahren und Einführung 
klimabezogener Prüfmechanismen für 
Auslandsinvestitionen.

0 Zusammenfassung



21 Einleitung

Mit ihrem Green Deal vom Dezember 2019 hat 
sich die Europäische Union das Ziel gesetzt, bis 
2050 eine klimaneutrale und ressourcenscho-
nende Wirtschaft zu erreichen.¹ In ihrer handels-
politischen Strategie aus dem Jahr 2021 kündigte 
die Europäische Kommission entsprechend an, 
auch ihre Handelspolitik werde einen Beitrag zum 
Green Deal leisten. Die Kommission wolle sicher-
stellen, „dass Handelsinstrumente den globalen 
Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft be-
gleiten und unterstützen“. Um die Transformation 
zur Klimaneutralität zu erreichen, werde die EU-
Handelspolitik auf allen Ebenen tätig werden: 

„multilateral, bilateral und autonom“.²

Allerdings stehen die klimapolitischen Ambitio-
nen der EU in einem Spannungsverhältnis zu den 
dominanten Zielen ihrer Handelspolitik: Markt-
öffnungen für europäische Exporteure, ungehin-
derter Zugang zu Rohstoffen, einschließlich fos-
siler Energieträger, sowie ein Wachstum des bila-
teralen Handels. So heißt es in ihrer Handelsstra-
tegie zugleich, die EU müsse „einen offenen und 
unverzerrten Zugang zu internationalen Märkten 
gewährleisten, einschließlich neuer Marktzugangs-
möglichkeiten und offener Handelsströme“.³ 

Doch was bedeutet es für das Klimaziel der EU, 
wenn der Löwenanteil ihrer Handelswaren aus 
Gütern besteht, deren Produktion, Transport 
oder Verbrauch mit hohen Treibhausgasemissi-
onen einhergeht – seien dies fossile Energie-
träger wie Kohle, Öl und Gas, energieintensive 

Industriewaren wie Stahl, Autos oder Chemikali-
en oder waldgefährdende Agrarimporte? Leistet 
die EU-Handelspolitik also tatsächlich einen Bei-
trag zum Green Deal oder legt sie dem Ziel einer 
klimaneutralen Weltwirtschaft nicht eher Hürden 
in den Weg?

Auf diese Fragen gibt der „Klimacheck Handels-
politik“ Antworten. Er beleuchtet dazu den Bei-
trag des EU-Handels und einzelner Wirtschafts-
branchen zum Klimawandel, analysiert die Rolle 
der EU-Handelsabkommen und die Aktivitäten 
der EU im multilateralen Rahmen der Welthan-
delsorganisation WTO. Daneben untersucht der 
Klimacheck zwei unilaterale Handelsinstrumente 
der EU – den CO2-Grenzausgleich CBAM und die 
Entwaldungsverordnung – sowie die europäi-
sche Investitionspolitik. 

Das Fazit allerdings fällt ernüchternd aus. Bisher 
vermochte die EU-Handelspolitik noch keinen 
substanziellen Beitrag zum Ziel einer klimaneu-
tralen Weltwirtschaft zu leisten. Denn ihre Ex-
port- und Wettbewerbsorientierung gerät 
immer wieder in Konflikt mit dem Kampf gegen 
die Erderhitzung. Die EU bräuchte daher umfas-
sende Reformen, um ihre Handelspolitik klima-
gerecht zu gestalten. Vor allem müsste sie ko-
operativen Initiativen den Vorzug gegenüber 
ihren gegenwärtig dominierenden wettbewerbli-
chen Instrumenten geben.

1 Einleitung



32 EU-Außenhandel: Beitrag zum Klimawandel

Der Welthandel und der 
Treibhauseffekt

Die Produktion und der Transport von Gütern 
und Dienstleistungen, die auf den internationa-
len Märkten gehandelt werden, tragen in erhebli-
chem Maße zum Klimawandel bei. Es wird ge-
schätzt, dass zwischen 20 und 30 Prozent der 
globalen Kohlendioxidemissionen auf den Welt-
handel entfallen.⁴ 

Besonders schädlich sind dabei Massengüter wie 
die fossilen Energieträger Kohle, Öl und Gas, die 
– gemessen am Transportgewicht – den Löwen-
anteil des physischen Handels ausmachen.⁵ 
Hinzu kommen die erheblichen Emissionen ver-

schiedener handelsintensiver Industriebranchen, 
vor allem der Metall-, Auto-, Chemie-, IT- und 
Elektronikindustrie.⁶ 

Auch der Handel mit Agrargütern verursacht 
einen erheblichen Ausstoß von Treibhausgasen, 
wenn für deren Anbau Wälder gerodet oder 
Moore trocken gelegt werden. Ein weiteres Pro-
blem ist der hohe Ausstoß von Methan in der 
Massentierhaltung und von Lachgas durch den 
Einsatz von Stickstoffdünger im Ackerbau.⁷ Der 
Handel mit bergbaulichen Rohstoffen wie Eisen-
erz, Bauxit, Kupfer oder Gold belastet ebenfalls 
das Klima, sei es aufgrund der Entwaldung für 
den Aufschluss der Minen oder der Weiterverar-
beitung und Verhüttung der Erze.⁸

Als einer der größten Handelsblöcke der Erde trägt die Europäische Union 
erheblich zum Klimawandel bei. Ihre Treibhausgas-Emissionen gehen nicht 
nur auf die innereuropäische Produktion für den Eigenverbrauch zurück, 
sondern auch auf die Ein- und Ausfuhr von Waren. Vor allem die import-
bedingten Emissionen der EU sind überaus hoch, seit ihre transnationalen 
Unternehmen Teile ihrer Produktion in Länder mit Niedriglöhnen ausgela-
gert haben. Werden die Handelsströme der einzelnen Wirtschaftszweige be-
trachtet, sind es vor allem der Transport und die Industrie, die am stärksten 
zu den europäischen Emissionen beitragen. 

2 EU-Außenhandel: 
Beitrag zum 
Klimawandel
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Die EU und der globale 
Emissionstransfer 

Unternehmensverlagerungen und die Gründung 
ausländischer Niederlassungen sind ein wichti-
ger Treiber der Klimakrise. Denn die Auslagerung 
von Produktionsbetrieben erfolgt häufig in Ge-
biete, in denen nicht nur die Löhne niedrig sind, 
sondern auch die Umweltauflagen, darunter 
viele Schwellenländer. Aus diesem Grund wur-
den in den vergangenen Jahrzehnten zusammen 
mit den Betrieben auch große Mengen an CO2-
Emissionen von Nord nach Süd verlagert – ein 
Prozess der „Carbon Leakage“ genannt wird. 

Diese globale Verlagerung von Emissionen hat 
dazu beigetragen, dass wirtschaftlich schwäche-
re Länder in ihrer Gesamtheit seit Mitte der 
2000er Jahre mehr Treibhausgase emittieren als 
die Industriestaaten der OECD (siehe Grafik 1).

Die EU und andere Industriestaaten profitieren 
dabei von der international vereinbarten Metho-
dik der Emissionsbilanzierung, denn diese schönt 
ihre Klimakonten. In die Bilanzen, die bei der UN-
Klimarahmenkonvention gemeldet werden, 
gehen nämlich nur die Emissionen ein, die im 
Territorium des berichtenden Staats bzw. Staa-
tenbunds anfallen. Das heißt: Es fallen jene Emis-
sionen raus, die bei der Erzeugung und dem 

Der Transport von Gütern und Dienstleistungen 
trägt ebenfalls zur Klimakrise bei. Es wird ge-
schätzt, dass ein Drittel der handelsbezogenen 
CO2-Emissionen allein auf den Transport von 
Gütern entfällt.⁹ Das entspricht zwischen 7 und 
10 Prozent der globalen CO2-Emissionen. Mehr 
noch: Das International Transport Forum (ITF) 
der OECD schätzt, dass es bis zum Jahr 2050 zu 
einer Verdopplung des weltweiten Frachtver-
kehrs kommen könnte. Bleibe es bei den bisher 
angekündigten Emissionsreduktionen, zu denen 
sich die Staaten unter dem Pariser Abkommen 
verpflichtet haben, würden die CO2-Emissionen 
aus dem Frachtverkehr bis zum Jahr 2050 um 28 

Prozent steigen.¹⁰ Das heißt: Die Reduktionsver-
pflichtungen sind völlig unzureichend, um die 
Emissionen des Frachtverkehrs zu senken. 

Hinzu kommt ein ganz grundsätzliches Problem 
des Welthandels: Im Durchschnitt sind internati-
onal gehandelte Waren klimaschädlicher als jene, 
die für den Verbrauch auf den Binnenmärkten 
produziert werden.¹¹ Internationaler Handel be-
günstigt mithin die Umgehung strengerer Um-
welt- und Klimaauflagen, die viele Staaten mitt-
lerweile für die Produktion auf ihren Binnen-
märkten erlassen haben.

Grafik 1: CO2-Emissionen OECD- und Nicht-OECD-Länder (in Milliarden Tonnen CO2)
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Transport importierter Waren entstehen. Klima-
forscher*innen nennen diese Methode territoriale 
Bilanzierung. Diese Methodik begünstigt vor 
allem die EU, da für ihren Konsum erhebliche 
CO2-Emissionen im Ausland anfallen, diese aber 
nicht in ihre territoriale CO2-Bilanz einfließen.¹² 

Anders indes fällt das Ergebnis bei einer kon-
sumbasierten Bilanzierung aus. Hier werden die 
importierten Emissionen den im Inland entstan-
denen hinzugerechnet, die Emissionen exportier-
ter Produkte hingegen abgezogen. Die konsum-
basierte Bilanzierung vermittelt mithin ein etwas 
realitätsnäheres Abbild der Emissionen einer 
Volkswirtschaft.¹³ 

Im Fall der EU etwa beliefen sich die territorialen 
Emissionen im Jahr 2021 auf rund 2,8 Milliarden 
Tonnen Kohlendioxid. Die konsumbasierten 
Emissionen indes fielen mit 3,5 Milliarden Tonnen 
CO2 um 20 Prozent höher aus als die territoria-
len. Denn die EU importierte in diesem Jahr 
netto Emissionen von 692 Millionen Tonnen CO2 
(siehe Grafik 2).

Das heißt: Unter Berücksichtigung der Han-
delsströme sind die EU-Emissionen um 20 Pro-
zent höher als bei einer rein territorialen Be-
trachtung. Die europäische Verantwortung für 
die Klimakrise ist mithin um einiges größer. 

Tatsächlich ist die EU im weltweiten Vergleich 
der größte Nettoimporteur von CO2-Emissio-
nen, noch vor den USA. China hingegen ist der 
mit Abstand größte Nettoexporteur von CO2-
Emissionen (siehe Grafik 3). 

Seit dem WTO-Beitritt Chinas im Jahr 2001 
haben zahlreiche transnationale Konzerne dort 
Produktionsstätten errichtet – meist als Joint 
Venture mit chinesischen Unternehmen. Dank 
dieser Investitionsschwemme verwandelte sich 
das asiatische Land mittlerweile zum Exportwelt-
meister – allerdings nicht nur von Waren, son-
dern auch von Emissionen. In der chinesischen 
Klimabilanz schlägt vor allem negativ zu Buche, 
dass die Energieversorgung der dortigen Indus-
trie in großem Maße auf der Verbrennung der 
besonders dreckigen Steinkohle beruht.¹⁴

Da China zugleich der mit Abstand größte Wa-
renlieferant der Europäischen Union ist, führt 
das Land auch die Liste der Staaten an, aus 
denen die EU die meisten Kohlendioxidemissio-
nen importiert. Weitere Länder, die erhebliche 
Emissionen für den EU-Konsum erzeugen, sind 
Russland, die USA, Türkei, Indien und Kanada 
(siehe Grafik 4).

Grafik 2: EU27: Konsumbasierte & territoriale Emissionen 2021 (in Millionen Tonnen CO2)
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Grafik 3: Größte Netto-Ex- und Importeure von CO2 (in Millionen Tonnen CO2)
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Grafik 4: EU27: Herkunft importierter CO2-Emissionen 2020, „Top Ten“ (in Millionen Tonnen CO2)
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Grafik 5: EU-Handel: Wichtigste Warengruppen 2022 (in Prozent)
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Wie klimaschädlich sind die Im- und 
Exporte einzelner Branchen?

Bereits ein Blick auf die wichtigsten Gütergruppen, 
die die EU-Länder ein- und ausführen, liefert erste 
Hinweise auf die Klimarisiken des europäischen 
Außenhandels (siehe Grafik 5). So ist die Energie 
der wichtigste Importposten, der sich zum größ-
ten Teil aus den fossilen Energieträgern Kohle, Öl 
und Gas zusammensetzt. Bei den Exporten wieder-
um stammen über 80 Prozent aus der verarbeiten-
den Industrie. Hier dominieren Maschinen, Autos 
und Chemikalien – und damit jene Branchen, die 
aufgrund ihres hohen fossilen Energieverbrauchs 
erheblich zum Treibhauseffekt beitragen.  

Wieviel Treibhausgas die einzelnen Branchen 
durch die Ein- und Ausfuhr emittieren, lässt sich 
den Statistiken der OECD über die im Handel ent-
haltenen Emissionen zumindest näherungsweise 
entnehmen.¹⁵ Im Handel der EU dominieren 
danach die häufig unterschätzten Emissionen 
aus dem Transport. Bei den Exporten ist der 
Transport die größte, bei den Importen die zweit-
größte Quelle von CO2-Emissionen. Als größte 
Emissionsquelle auf der Importseite ermitttelte 
die OECD die Energieversorgung – ein Ausdruck 
u.a. der großen Anteile von Kohle, Öl und Gas 
(siehe Grafik 6).
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Grafik 6: CO2-Emissionen enthalten im EU27-Handel 2018 (in Millionen Tonnen CO2)

Quelle: OECD 2021
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Deutlich wird daneben die große Verantwortung 
der energieintensiven Industrie für die handels-
bezogenen Emissionen der EU. Von der Chemie-
industrie – einschließlich der Pharmaproduktion, 
der petrochemischen Industrie und den öl-
verarbeitenden Raffinerien – geht hier die größte 
Belastung aus. 

Hohe Emissionen gehen ebenfalls auf das 
Konto der Metallindustrie sowie – vor allem auf 
der Exportseite – der Auto-, Maschinen- und 
Elektronikbranche. Bei den EU-Importen verur-

sacht daneben der Bergbau erhebliche CO2-
Emissionen. Europas hoher Verbrauch von me-
tallischen und mineralischen Rohstoffen gehört 
folglich ebenso zu den wichtigen Treibern der 
Erderhitzung, unter anderem aufgrund von um-
weltschädlichen und emissionsintensiven Anbau-
methoden im Bergbau. 

Bild: shawnanggg / Unsplash.com
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Achillesferse: Die Transport-
emissionen des EU-Außenhandels

Die hohe Bedeutung der transportbedingten 
Emissionen des europäischen Handels zeigt, dass 
nicht nur die Klimawirksamkeit der Produktion der 
Waren, sondern auch der mit ihnen verbundenen 
Dienstleistungen in Betracht gezogen werden 
muss. Der Transport ist dabei, neben Reisedienst-
leistungen, der ökonomisch größte Sektor des in-
ternationalen Dienstleistungshandels, der zugleich 
beträchliche Mengen an Treihausgasen produziert. 

Im EU-Außenhandel erfolgt der Großteil des 
Transports über den internationalen Seever-
kehr.¹⁶ Der Anteil der Seefracht ist besonders 
hoch, wenn das Gewicht der transportierten 
Güter zugrundegelegt wird. Bezogen auf das 
Transportgewicht entfallen 74 Prozent des EU-
Außenhandels (Im- und Exporte) auf die See-
fracht. Bezogen auf den Wert der transportier-
ten Waren liegt der Anteil der Seefracht bei 46 
Prozent (siehe Grafik 7).

Umgekehrt ist das Verhältnis zwischen Werten 
und Gewicht bei der Luftfracht, wo im Vergleich 
zur Seefracht höherwertige Güter transportiert 
werden. Während das Transportgewicht der 
Luftfracht nur bei weniger als einem Prozent des 
EU-Handels liegt, entfallen rund 21 Prozent der 
gehandelten Warenwerte auf den äußerst klima-
schädlichen Flugverkehr. Etwas geringere Anteile 
am EU-Außenhandel haben der Straßen- und 

Pipeline-Transport. Über die Pipelines werden 
Erdöl und Erdgas in die EU geliefert. 

Der Blick auf die beiden wertmäßig wichtigsten 
Verkehrsträger des EU-Außenhandels zeigt, dass 
die Emissionen des internationalen Flugver-
kehrs¹⁷ besonders lang angestiegen sind (siehe 
Grafik 8). Bis zur Coronakrise erreichten sie das 
Niveau des internationalen Seeverkehrs. Der 
durch die Coronamaßnahmen verursachte Rück-
gang der Emissionen im Jahr 2020 war allerdings 
nur ein vorübergehendes Phänomen: Bereits im 
Folgejahr stiegen sie wieder deutlich an.

Etwas anders verliefen die Emissionen der See-
fracht. Nach langjährigem Anstieg sind sie seit der 
internationalen Finanzkrise 2008 wieder etwas 
gesunken, verblieben jedoch auf deutlich höhe-
rem Niveau als 1990 und verzeichneten auch kei-
nen so tiefen coronabedingten Rückgang. 

Ein Szenario der Europäischen Umweltagentur 
zeigt, dass auch perspektivisch mit einem An-
stieg der Emissionen aus dem internationalen 
See- und Flugverkehr der EU gerechnet werden 
(siehe Grafik 9).¹⁸ Bleibt es bei den wenigen exis-
tierenden Maßnahmen¹⁹ der EU-Regierungen 
zur Eindämmung der Emissionen der See- und 
Luftfahrt, werden diese weiter steigen – und 
nicht sinken, wie eigentlich erforderlich wäre. 
Einen besonders starken Emissionsanstieg er-
wartet die EU-Behörde in den kommenden zwei 
Jahren dabei im Flugverkehr. 

Grafik 7: EU27-Außenhandel nach Verkehrsträgern 2022 (in Prozent, Wert: Mrd. €, Gewicht: Mio. t)

Quelle: European Commission 2023
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Tritt dieses Szenario ein, werden die beiden für 
den EU-Außenhandel wichtigsten Verkehrsträ-
ger – See- und Luftfahrt – bis 2040 wachsende 
Mengen an Treibhausgasen erzeugen. Im Unter-
schied zur internationalen See- und Luftfahrt er-
wartet das Europäische Umweltbüro im Stra-
ßenverkehr einen Rückgang der Emissionen. 
Einer der Gründe hierfür ist, dass die EU-Regie-

rungen mit der Förderung der E-Mobilität in die-
sem Sektor entschlossenere Maßnahmen zur 
Dekarbonisierung ergriffen haben.²⁰ Für die EU-
Handelspolitik heißt das: Ihre wertmäßig wich-
tigsten Transportmodi – See- und Luftverkehr – 
bleiben offensichtlich eine Achillesferse für die 
Einhaltung der europäischen Klimaziele. 

Quelle: European Environment 
Agency 2023
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Grafik 8: EU-Emissionen des internationalen See- & Flugverkehrs (Millionen. Tonnen CO2äq)
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Grafik 9: Szenario: EU-THG-Emissionen nach Verkehrsträgern (Veränderungen, Index 1990=100)
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Die EU rühmt sich, über das weltweit größte Netzwerk von Handelsab-
kommen zu verfügen. Ihre 42 Abkommen mit 74 Partnerländern umfassen 
44 Prozent des gesamten EU-Außenhandels. Der durch diese Abkommen 
abgedeckte Güterhandel summierte sich 2022 auf 2,4 Billionen Euro.²¹
Doch der Großteil der durch die Handelsabkommen liberalisierten Güter 
belastet das Klima. Mit dem von ihr angestrebten Abbau von Zöllen und 
nichttarifären Maßnahmen fördert die EU daher auch eine Zunahme des 
Handels mit emissionsintensiven Waren. 

Dennoch behandelt die Europäische Kommission das Wachstum bilatera-
ler Warenströme als zentrales Erfolgskriterium ihrer Handelsabkommen. 
Bei der Präsentation ihres jüngsten Sachstandsberichts über die Umset-
zung der EU-Handelspolitik verweist sie auf deren Erfolge. So sei der Han-
del mit den Top 20-Partnern ihrer Handelsabkommen im Jahr 2022 um 
durchschnittlich 30 Prozent gewachsen.²² Das jedoch ist eher eine schlech-
te Nachricht für das Weltklima, wie der nachfolgende Blick auf die Verträ-
ge mit Südkorea und Kanada zeigt. Auch geplante Abkommen – wie das 
mit dem Mercosur – bergen erhebliche Umweltrisiken, zumal es kaum 
wirksame Klauseln zur Risikoprävention gibt.

3 Handelsabkommen: 
Treiber der Erderhitzung
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Handelsabkommen mit Südkorea: 
Schub für Verbrennerhandel

Die Europäische Kommission ist besonders 
stolz auf das Handelsabkommen mit Südkorea. 
Seit dessen Anwendung seien die europäischen 
Autoexporte in das asiatische Land um 217 Pro-
zent gestiegen, so die Kommission.²³ Doch ist 
der Autohandel zwischen EU und Südkorea aus 
Klimaperspektive eher als Belastung denn als 
Erfolg zu bewerten. 

Das Handelsabkommen zwischen beiden Part-
nern wurde bereits seit Juli 2011 vorläufig ange-
wendet und trat im Dezember 2015 – nach Rati-
fizierung in allen EU-Mitgliedsstaaten – vollstän-
dig in Kraft. Im Kraftfahrzeugbereich wurden die 
Zölle seit der Vertragsanwendung von rund 8 
Prozent in zwei Schritten bis 2016 weitgehend 
beseitigt.²⁴ Seither sind sowohl die EU-Exporte 
nach Südkorea als auch die südkoreanischen Ex-
porte in die EU kräftig gestiegen (siehe Grafik 10). 

Der Löwenanteil entfällt jedoch auf fossil betrie-
bene Verbrenner-Autos. Die klimafreundlicheren 
E-Autos hingegen spielen bisher noch eine gerin-
ge Rolle. Lediglich südkoreanische Firmen expor-
tieren mittlerweile einen größeren Anteil von E-
Autos in die EU, der bezogen auf den Wert zu-
letzt 22 Prozent der südkoreanischen KFZ-Expor-
te erreichte. Bei den europäischen KFZ-Exporten 
entfällt bisher jedoch nur ein sehr kleiner Anteil 

von rund 4 Prozent auf E-Autos. Mit ihren durch 
das Handelsabkommen unterstützten Verbren-
nerexporten können europäische Autohersteller 
den dringend erforderlichen Umbau ihrer Pro-
duktpalette folglich weiter verschleppen.

Zudem dominieren bei den EU-Exporten nach 
Südkorea die besonders umweltschädlichen Die-
selfahrzeuge, die neben Kohlendioxid auch 
große Mengen Stickoxid ausstoßen. Mehr noch: 
Auch in Südkorea verkauften europäische Her-
steller Dieselautos, deren Abgaswerte durch den 
Einbau illegaler Software manipuliert worden 
sein sollen. Aus diesem Grund haben südkoreani-
sche Behörden gegen diese Hersteller in den ver-
gangenen Jahren Bußgelder verhängt.²⁵ 
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Grafik 10: EU-Kraftfahrzeug-Handel mit Südkorea (Milliarden Euro)
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CETA: 
wachsende EU-Einfuhr von Erdöl

Auch beim EU-Kanada-Abkommen CETA macht 
die Europäische Kommission sehr deutlich, was 
für sie das zentrale Erfolgskriterium ist. Kurz und 
bündig schreibt sie über den Vertrag: „Sein Ziel 
ist es, den Handel zu steigern, Wachstum und 
Jobs zu generieren“.²⁶ Und dieses Ziel sei seit sei-
ner vorläufigen Anwendung im September 2017 
erfüllt worden. „CETA funktioniert. CETA liefert“, 
behauptet die Kommission auf Social Media und 
begründet dies so: „Seit CETA’s vorläufiger An-
wendung ist der Handel um beeindruckende 66 
Prozent gestiegen und summiert sich auf 77 Mil-
larden Euro.“²⁷ 

Zu den Gütern, deren Austausch im EU-Kanada-
Handel zunahm, gehören jedoch auch überaus 
klimaschädliche Produkte. So sind die europäi-
schen Rohölimporte aus Kanada in den letzten 
Jahren beträchtlich gestiegen – sowohl mengen- 
als auch wertmäßig. Im Jahr 2022 führte die EU 
vier Millionen Tonnen Rohöl im Wert von 2,5 Mil-
liarden Euro aus Kanada ein (siehe Grafik 11).

Obgleich die Verbrennung von Erdöl ein zentra-
ler Treiber der Erderhitzung ist, sieht CETA kei-
nerlei Maßnahmen vor, um den Ausstieg aus dem 
Erdölhandel einzuleiten. Im Gegenteil hat die EU 
gegenüber Kanada auch noch die bisher existie-
renden Zölle auf diverse weiterverarbeitete Öl- 
und Gasprodukte beseitigt. Diese betrugen bis zu 
8 Prozent.²⁸ 

Trotz der Klimakrise tragen Abkommen wie CETA 
folglich zur Verbreitung von fossilen Energie-
trägern bei, sei es durch fehlende Verpflichtun-
gen zum Erdöl-Ausstieg oder die Beseitigung 
noch bestehender Zölle auf Öl- und Gasprodukte.
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Grafik 11: EU-Rohölimporte aus Kanada (in 1000 Tonnen, Millionen Euro)
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EU-Mercosur: Emissionen durch 
importierte Entwaldung

Doch nicht nur existierende EU-Verträge sind 
Grund zur Sorge, sondern auch die europäischen 
Verhandlungen über weitere Handelsabkom-
men, darunter das mit den südamerikanischen 
Mercosur-Staaten (Argentinien, Brasilien, Para-
guay, Uruguay). 

Das Mercosur-Abkommen könnte erhebliche zu-
sätzliche Treibhausgasemissionen erzeugen, 
wenn EU-Importe die Agrarexpansion in 
Südamerika verstärken, zu Landnutzungsände-
rungen und Entwaldung beitragen. Dieses Risiko 
ist sehr hoch, da die EU den Mercosur-Exporteu-
ren zollbegünstigte Quoten für Rindfleisch, Hüh-
nerfleisch, Rohrzucker und Bioethanol anbietet, 
während Argentinien für Sojaexporte in die EU 
die Exportsteuern senken will.²⁹ 

Wie wichtig Landwirtschaft und Entwaldung für 
die Emissionen der südamerikanischen Länder 
sind, zeigt ein Blick auf die Treibhausgasbilanz 
Brasiliens, des mit Abstand größten Mercosur-
Landes (siehe Grafik 12). 

Anders als in der EU entfallen über zwei Drittel 
der brasilianischen Emissionen auf die Landwirt-
schaft und die Landnutzungsänderungen, die 
wesentlich durch die Entwaldungsraten des Lan-
des bestimmt werden – vor allem durch Rodun-
gen in Amazonien und in der Trockenwaldregion 

des Cerrado. Die brasilianische Treibhausgasbi-
lanz zeigt daneben zweierlei: Die Emissionen der 
Landwirtschaft sind unablässig gestiegen, wäh-
rend die Emissionen aus Landnutzungsänderun-
gen und Entwaldung sehr stark schwanken.³⁰ 

Genau vor diesem Hintergrund sind die geplan-
ten Liberalisierungen des Agrarhandels zwischen 
EU und Mercosur so gefährlich. Sie forcieren die 
Exporte des brasilianischen Agrobusiness, des-
sen Emissionen beharrlich steigen, und erhöhen 
dadurch den Druck zur Erschließung weiterer 
Acker- und Weideflächen. Das wiederum erhöht 
den Anreiz zur Abholzung der so wichtigen Kohlen-
stoffspeicher in Amazonien und dem Cerrado. 

Umso unverständlicher ist es, dass die offizielle 
Folgenabschätzung der EU-Kommission zum 
Mercosur-Abkommen die Landnutzung (land 
use, land use change and forestry – LULUCF) aus 
ihrer Berechnung des Emissionsrisikos ausge-
klammert hat. Sie kommt u.a. aus diesem Grund 
zu dem fragwürdigen Ergebnis, das Abkommen 
sei weitgehend emissionsneutral. Selbst in ihrem 
ambitionierten Szenario einer weitreichenden 
Liberalisierung würde dessen Umsetzung in den 
Mercosur-Staaten maximal zu zusätzlichen 
Emissionen von 17,5 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalenten führen, die jedoch durch Emissions-
minderungen in der EU und weiteren Staaten 
ausgeglichen würden.³¹
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Grafik 12: Brasilien: Treibhausgasemissionen nach Sektoren (Millionen Tonnen CO2äq)
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Wie wichtig jedoch allein die durch das Abkommen 
induzierten Landnutzungsänderungen sein können, 
verdeutlichen Szenarien, die das brasilianische 
Umweltinstitut Imazon berechnen ließ.³² Sollte der 
EU-Mercosur-Vertrag umgesetzt werden, können 
die Umwandlung von Wäldern in Weiden und von 
Weiden in Äcker demnach zusätzliche Emissionen 
zwischen 75 und 173 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalenten erzeugen (siehe Grafik 13).

Die Imazon-Szenarien berücksichtigen dabei un-
terschiedliche Intensitäten der Entwaldung und 
der Landnutzung sowie der Reaktion auf Preisän-
derungen durch den vereinbarten Zollabbau. 
Nach diesen Szenarien können die zusätzlichen 

Emissionen aus den Landnutzungsänderungen 
um das 4- bis 10-fache höher liegen als die von 
der EU-Folgenabschätzung ohne die Landnut-
zung kalkulierten Werte. 

Zum Vergleich: Die möglichen Landnutzungs-
emissionen des EU-Mercosur-Abkommens 
würden mit bis zu 173 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalenten noch etwas höher ausfallen als 
die gesamten Treibhausgasemissionen Bayerns 
und Baden-Württembergs zusammen (rund 
160 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente im Jahr 
2020).³³ Bei Inkraftsetzung dieses Abkommen 
droht folglich ein herber Rückschlag im Kampf 
gegen den Klimawandel.
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Schwache Klimaklauseln bleiben 
wirkungslos

Ein weiteres Manko der EU-Politik ist, dass ihre 
Handelsabkommen bisher keine effektiven Rege-
lungen beinhalten, um die Klimarisiken des Han-
dels einzudämmen. In älteren Abkommen, etwa 
mit Öl- und Gasexporteuren wie Norwegen, Mexi-
ko und Algerien, gibt es – abgesehen von unver-
bindlichen Kooperationsvereinbarungen – über-
haupt keine spezifischen Verpflichtungen zum Kli-
maschutz. Erst seit 2011 verankert die EU soge-
nannte Nachhaltigkeitskapitel, in denen unter-
schiedlich weitreichende umweltpolitische Klau-
seln enthalten sind, die häufig – aber nicht immer– 
den Klimaschutz adressieren.³⁴ 

Wie unterschiedlich der Klimaschutz behandelt 
wird, zeigt sich bei einigen der jüngeren Handels-
verträge. Der erste Vertrag mit einem Nachhaltig-
keitskapitel ist das Handelsabkommen mit Süd-
korea aus dem Jahr 2011, in dem sich die Vertrags-
parteien zu ihren Verpflichtungen aus der Klima-
rahmenkonvention und dem Kyoto-Protokoll 
bekennen.³⁵ Im Nachhaltigkeitskapitel des EU-
Kanada-Abkommens CETA von 2017 indes 
fehlt eine solche Referenz zur Klimakonvention. 
Anders wiederum das EU-Japan-Abkommen von 
2019: Hier enthält das Nachhaltigkeitskapitel 
erstmals auch eine Verpflichtung zur Umsetzung 
des Pariser Abkommens.³⁶ 

Zentrale Schwäche der Nachhaltigkeitskapitel 
aber ist, dass sie vom Streitschlichtungsmecha-
nismus der Abkommen ausgeklammert sind und 
bei Verstößen keine Handelssanktionen ergriffen 
werden können. Dadurch bleiben auch ihre Kli-
maklauseln weitgehend zahnlos. 

Dieses Defizit wurde erstmals zumindest teilweise 
in dem EU-Handelsabkommen mit Neuseeland 
behoben, das nach der jüngsten Zustimmung 
des Europaparlaments Mitte 2024 in Kraft treten 
könnte. Gemäß dem dortigen Nachhaltigkeits-
kapitel können zumindest Verstöße gegen das 
Pariser Abkommen und die Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisation mit 
Handelssanktionen geahndet werden. Dies gilt 
allerdings nicht für alle übrigen Artikel dieses 
Kapitels, etwa jene zum Schutz gegen Entwal-
dung oder das Artensterben – obgleich auch dies 
unverzichtbare Maßnahmen im Kampf gegen 
den Klimawandel sind.³⁷ 

Ihren leicht modifizierten Nachhaltigkeitsansatz 
will die EU allen Vertragspartnern bei künftigen 
Handelsverhandlungen vorschlagen. Ob diese 
zustimmen, ist jedoch fraglich. Das im Dezember 
2023 unterzeichnete EU-Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen mit Kenia etwa enthält keine 
Sanktionsmöglichkeit bei Verstößen gegen das 
Pariser Abkommen – die kenianische Regierung 
hatte sich gegen diese Option gesperrt.³⁸ Und im 
Fall des EU-Kanada-Abkommens CETA war es 
die EU-Kommission selbst, die die Forderung der 

Bild: Matt Palmer / Unsplash.com
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EU-Länder subventionieren die Emission von 
Treibhausgasen nicht nur direkt über verschie-
dene Steuervergünstigungen (etwa für Flug-
benzin, Industriestrompreise oder den Diesel-
verbrauch), sondern auch indirekt, indem sie 
die gigantischen Schäden des Klimawandels 
den Verursachern nicht angemessen in Rech-
nung stellen.⁴⁰ Auch die Handelspolitik subven-
tioniert Treibhausgasemissionen, und zwar 
durch ihre spezifische Struktur von Zöllen und 
sogenannten nichttarifären Maßnahmen, etwa 
Produktstandards oder Umweltauflagen. 

So erhebt die EU auf viele emissionsintensive 
Güter niedrigere Zölle als auf emissionsärmere 
Produkte. Manche besonders klimaschädliche 
Rohstoffe sind sogar weitgehend zollbefreit, 
etwa Rohöl, Erdgas, Kohle, Eisenerz, Sojaboh-
nen und viele Holzprodukte. Auf zahlreiche 
emissionsärmere Güter sind dagegen deutlich 
höhere Importzölle fällig, beispielsweise auf So-
larfolien 6,5 Prozent, Kugellager für Windräder 
8 Prozent, E-Autos 10 Prozent und auf Fahrrä-
der sogar 14 Prozent.⁴¹ Eine klimagerechte Zoll-
struktur müsste hingegen höhere Sätze für 
schädlichere Produkte vorsehen, statt diese 
noch zu subventionieren. 

Die EU steht mit dieser Praxis zwar nicht allein, 
sie nutzt sie aber in besonders starkem Maße. 
Nach Berechnungen des US-Forschers Joseph 
Shapiro subventionieren die Staaten im welt-
weiten Durchschnitt mit ihrer verzerrten Zoll- 
und Auflagenstruktur den CO2-Ausstoß mit 
umgerechnet 78 bis 110 Euro pro Tonne. Das 
entspreche einem jährlichen Betrag von 500 
bis 750 Milliarden Euro. In EU-Ländern falle die 
Subvention des CO2-Verbrauchs über die 
Struktur von Zöllen und nichttarifären Maß-
nahmen mit 160 Euro pro Tonne teils sogar 
noch höher aus. Das heißt: In der EU sind die 
zollbedingten Emissionssubventionen mitunter 
doppelt so hoch wie im globalen Durchschnitt.⁴² 

Das Ausmaß der Subventionen durch Niedrig-
zölle auf emissionsstarke Waren zeigt sich auch 
im Vergleich zum CO2-Preis, der in der EU in den 
vergangenen zwei Jahren um 80 Euro pro Tonne 
schwankte.⁴³ Der im Europäischen Emissions-
handel ermittelte CO2-Preis, der Treibhausgas-
emissionen verteuern soll, war folglich um die 
Hälfte niedriger als die Subventionen durch die 
ökologisch verzerrten Zölle, die dieselben Emis-
sionen wieder verbilligen. Im Klartext: Die klima-
blinde Struktur von Zöllen und nichttarifären 
Maßnahmen unterminiert die Lenkungswirkung 
des CO2-Preises in starkem Maße.

BOX 1

Wie EU-Zölle CO2-Emissionen subventionieren

kanadischen Seite nach einem sanktionsbewehr-
ten Nachhaltigkeitskapitel abgelehnt hatte.³⁹ 
Hinzu kommt: Alle bereits existierenden Abkom-
men müssen weiterhin ohne die Sanktionsoption 
bei Klimavergehen auskommen – und bleiben 
somit unverändert wirkungslos. 

Zudem kennen die Abkommen keine Maßnah-
men, um den Handel mit klimaschädlichen Gü-
tern einzudämmen. Es gibt weder Verpflichtun-
gen zur Dekarbonisierung ihrer Produktion noch 
zur Nichtverbreitung solcher Güter. Ganz im Ge-
genteil kurbelt der vereinbarte Abbau von Zöllen 
und nichttarifären Maßnahmen den Absatz 
emissionsintensiver Waren mitunter noch an. 

Die Nachhaltigkeitskapitel können die daraus re-
sultierenden Produktionssteigerungen klima-
schädlicher Waren weder aufhalten noch kom-
pensieren – selbst wenn sie mit Sanktionsoptio-
nen versehen werden. 

Auch im Hinblick auf die klimaschädliche Struk-
tur der Zölle und nichttarifären Maßnahmen blei-
ben die Nachhaltigkeitskapitel weitgehend zahn-
los. Diese Struktur begünstigt emissionsintensive 
gegenüber emissionsärmeren Waren (siehe Box 1). 
Zwar enthalten die Nachhaltigkeitskapitel mitun-
ter Absichtserklärungen zur Liberalisierung um-
weltfreundlicherer Güter; das allein ändert aber 
noch nicht die klimaschädliche Zollstruktur. 
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Die Europäische Union ist eine traditionelle Verfechterin des multi-
lateralen Handelssystems, das in der Nachkriegs-Ära durch das 
GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) und seit 1995 
durch die Welthandelsorganisation WTO (World Trade Organisati-
on) überwacht wird. Die WTO genießt großen Einfluss nicht nur 
aufgrund der multilateralen Handelsverträge, die unter ihrem Dach 
versammelt sind (GATT, GATS, TRIPS etc.), sondern vor allem auf-
grund des Streitschlichtungsorgans. 

Die von der EU angestrengten Streitfälle unter dem GATT/WTO-
System dienten jedoch nicht immer dem Klimaschutz, sondern in 
erster Linie den Exportinteressen europäischer Unternehmen. So 
hatte die EU bereits einige Verfahren unter dem GATT-System an-
gestrengt, die sich gegen Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen an-
derer Staaten richteten (siehe Box 2). Mit ihren jüngeren WTO-Ver-
fahren gegen grüne Subventionen und Lokalisierungsauflagen be-
hindert sie ebenfalls die internationale Verbreitung moderner kli-
maschonender Produkte und Verfahren. Dies wiederum geschieht 
vor dem Hintergrund einer starken Position europäischer Hersteller 
im internationalen Wettbewerb um Klimatechnologien.

4 Multilaterale 
Handelspolitik: 
inkonsistent
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EU: starke Stellung im Export von 
Klimatechnologien

Unternehmen der EU-Staaten gehören zu den 
wettbewerbsstärksten Anbietern von modernen 
Niedrigemissions- und Klimaschutztechnologien. 
Für den globalen Klimaschutz wäre es wichtig, 
wenn auch andere Länder in die Produktion und 
den Einsatz derartiger Produkte einsteigen wür-
den. Die internationale Verbreitung von Techno-
logien zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung 
müsste insofern – neben der Armutsbekämp-
fung und dem Schutz der Menschenrechte – 
eines der zentralen Ziele der EU sein. 

Doch betreibt sie mit ihrer Handelspolitik allzu 
häufig das genaue Gegenteil, vor allem wenn Kli-
ma-Initiativen anderer Staaten den Exportinter-
essen der EU-Industrie im Wege stehen. Die EU 
ist faktisch eine der treibenden Kräfte im zuneh-
mend aggressiveren Wettbewerb um die Vor-
herrschaft bei klimafreundlichen Technologien 
geworden. So geht sie aktiv gegen politische 
Maßnahmen zur Förderung grüner Industrien im 
Ausland vor. Damit aber behindert sie die globale 
Energiewende und die internationale Industrie-
transformation. Dies ist umso fragwürdiger, an-
gesichts der starken Stellung die europäische 
grüne Technologien auf den Weltmärkten er-
worben haben.

Denn die EU ist – nach China – der zweitgrößte 
Exporteur von Niedrigemissionstechnologien, 
zu denen eine breite Palette von Produkten 
gehören, seien es Windturbinen, Dämmstoffe, 
E-Autos, Wärmepumpen oder intelligente Mess-
geräte. In den vergangenen Jahren konnte die EU 
ihren Weltmarktanteil an diesen modernen 
Technologien deutlich erhöhen, von 19 auf 23 Pro-
zent zwischen 2019 und 2022 (siehe Grafik 14).⁴⁷ 
Noch stärker indes war das Wachstum der chine-
sischen Exporte, die sich von 23 auf 34 Prozent 
erhöhten, angetrieben vor allem durch die Aus-
fuhr von E-Autos, Lithium-Ionen-Batterien und 
Solarzellen – in China „die neuen Drei“ genannt.⁴⁸ 

BOX 2

GATT: Frühe EU-Klagen gegen 
Umwelt- und 
Klimamaßnahmen

Bereits 1987 initiierte die Europäische Ge-
meinschaft gemeinsam mit Kanada und Mexi-
ko ein GATT-Streitverfahren gegen die USA, 
die eine Ausgleichsabgabe (die sog. „Super-
fund“ tax) auf spezifische Chemikalien einge-
führt hatten, die in importierten Erdölpro-
dukten enthalten waren. Die Einnahmen aus 
der Abgabe dienten der Sanierung von Son-
dermülldeponien, die durch diese Produkte 
belastet waren. Die EG jedoch betrachtete 
die Abgabe als Handelshemmnis für die Ex-
porte ihrer petrochemischen Industrie.⁴⁴ 

Im Jahr 1993 strengte die EG ein weiteres 
GATT-Verfahren gegen Autosteuern an, die 
die USA auf PKWs mit hohem Kraftstoffver-
brauch erhoben hatten, darunter die Luxus- 
und Benzinfresser-Steuern („luxury tax“, „gas 
guzzler tax“). Die EG kritisierte, diese Steuern 
würden vor allem die Exporte europäischer 
Automarken treffen.⁴⁵ 

Mit beiden GATT-Verfahren blieb die EG je-
doch erfolglos. Zur Ironie der Geschichte ge-
hört: Vor allem die Superfund-Steuer gilt 
heute als Vorläufer eines WTO-kompatiblen 
Grenzausgleichs, wie sie die EU mit ihrem 
CBAM nun selbst einführt (siehe Kapitel 5).⁴⁶ 
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Grafik 14: Top-Exporteure Niedrigemissionstechnologien (Anteil an globalen Exporten, in Prozent)
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Doch auch die EU hat erhebliche Weltmarktan-
teile in wichtigen Segmenten der modernen Kli-
matechnologien gewonnen, vor allem im Bereich 
der Windenergie. So entfallen bei den Rotoren 
für Windkraftanlagen 65 Prozent der globalen 
Exporte auf die EU (siehe Grafik 15). 

Auch bei Wasserkraft- und Pumpspeicherwerken 
verfügt sie über eine starke Exportposition. 
Ebenso hat sie hohe Weltmarktanteile in wichtigen 
Industriebranchen, etwa bei der Produktion von 

„grünem Stahl“ durch Verfahren wie die wasser-
stoffbasierte Direktreduktion (HDRI) oder bei 
Elektroantrieben. Ähnlich wichtig sind die hohen 
Exportanteile bei Wärmepumpen, den Energie-

Managementsystemen (EMS) für Stromnetze, 
bei Dämmstoffen und Fertiggebäuden.⁴⁹

Viele andere Länder indes sind Nettoimporteure 
dieser wichtigen Güter und haben ein Handels-
defizit bei den Klimatechnologien. Dies betrifft 
nicht nur Industrieländer, deren Regierungen die 
Förderung der Dekarbonisierung vernachlässigt 
haben, sondern vor allem viele Schwellenländer. 
Der IWF schätzt, dass rund 70 Prozent der Ex-
porte von Niedrigemissionstechnologien auf 
Hocheinkommensländer entfallen.⁵⁰ Je höher 
aber der Bedarf nach diesen Gütern wird, umso 
größer das Risiko anschwellender Defizite in den 
importabhängigen Ländern. 
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„Grüne Handelskriege“: EU gegen 
Local-Content-Auflagen

Die Europäische Union hat einige aus Klimaschutz-
perspektive zweifelhafte Verfahren vor dem 
Schiedsgericht der WTO angestrengt. Im Jahr 
2011 etwa verklagte sie Kanada, weil die Provinz 
Ontario ihre Einspeisevergütung für grünen 
Strom mit sogenannten Local-Content-Auflagen 
für die Energieerzeuger verknüpft hatte, die einen 
bestimmten Prozentsatz der Verwendung lokaler 
Produkte vorschrieben. Die EU betrachtete die 
Subvention aufgrund dieser Auflagen als Diskrimi-
nierung gegenüber europäischen Anbietern. Ihre 
WTO-Klage war erfolgreich und Ontario musste 
die Lokalisierungsauflagen 2014 beseitigen.⁵¹ 

Dies ist umso bitterer, als die Auflagen Ontarios 
durchaus erfolgreich waren, sowohl im Hinblick 
auf die Klimawirksamkeit als auch die Beschäfti-
gungseffekte. Zudem wurden ausländische Fir-
men nicht vom kanadischen Markt ausgeschlos-
sen: Einen Großauftrag für den Bau von Wind- 
und Solaranlagen in Ontario hatte ein südkore-
anisches Konsortium unter Führung von Sam-
sung erhalten.⁵²

Im März 2022 begann die EU ein weiteres 
WTO-Streitschlichtungsverfahren, um gegen 
die Local-Content-Auflagen der Differenz-
verträge vorzugehen, mit denen Großbritannien 
die Erzeuger erneuerbarer Energien subventio-
niert. Diese Auflagen würden vor allem die EU-
Anbieter von Windkraftanlagen diskriminieren, 
so die Europäische Kommission.⁵³ Bereits während 
der ersten Phase des Verfahrens – den WTO-
Konsultationen – willigte die britische Regierung 
ein, die Lokalisierungsvorschriften zu streichen. 
Die Kommission verkündete im Gegenzug, dass 
eine Fortsetzung des WTO-Verfahrens nicht 
mehr erforderlich sei, wenn die britische Regie-
rung die Vereinbarung umsetzt.⁵⁴

Als die USA schließlich im August 2022 ihren In-
flation Reduction Act (IRA) verabschiedeten, der 
Steuererleichterungen und Subventionen über 
mehrere hundert Milliarden Dollar für die grüne 
Transformation und erneuerbare Energien vor-
sieht, drohten EU-Vertreter*innen ebenfalls mit 

einem WTO-Verfahren.⁵⁵ Denn auch der IRA 
schreibt Local-Content-Auflagen vor, wenn Fir-
men für Produkte wie E-Autos, Batterien, Wind-
kraft- oder Solaranlagen die Steuervergünstigun-
gen in Anspruch nehmen wollen. In der EU wur-
den Befürchtungen laut, diese Subventionen 
könnten die Verlagerung von Firmen und Investi-
tionen in die USA zur Folge haben. 

Und so stimmten in den Chor derer, die eine 
WTO-Klage forderten, diverse Think Tanks und 
Politiker*innen ein, darunter das Brüsseler Insti-
tut Bruegel und der Vorsitzende des Handelsaus-
schusses im Europaparlament, Bernd Lange.⁵⁶ 
Manche Medien interpretierten den euro-ameri-
kanischen Streit als Zeichen heraufziehender 

„grüner Handelskriege“ um die Vorherrschaft bei 
den neuen klimaschonenden Technologien und 
Herstellungsverfahren.⁵⁷ 

Derweil waren zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen beiderseits des Atlantiks alarmiert ange-
sichts der Gefahr einer weiteren EU-Klage gegen 
Klimamaßnahmen. In einem gemeinsamen Brief 
an die EU-Kommission und die US-Regierung for-
derten 40 Organisationen von der EU, auf han-
delspolitische Maßnahmen gegen den IRA zu 
verzichten. Stattdessen sollten die USA und die 
EU sich zu einer Klimafriedensklausel (Climate 
Peace Clause) verpflichten, das heißt auf einen 
Verzicht von Schiedsverfahren in Handels- oder 
Investitionsabkommen gegen Klimaschutzgeset-
ze anderer Staaten.⁵⁸

Zudem zeigen Untersuchungen, dass sich die 
Subventionen der EU für die grüne Transformati-
on zwar in der Struktur, aber weniger in der 
Höhe von denen der USA unterscheiden. In man-
chen Bereichen, wie den erneuerbaren Energien, 
sind sie sogar weit höher als in den USA, wie der 
deutsch-französische Rat der Wirtschaftssach-
verständigen feststellt.⁵⁹ Die Ökonom*innen 
kommen zu dem Schluss, der IRA werde kaum 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Industrie haben. Hingegen könne 
das Gesetzespaket die dringend erforderliche kli-
mafreundliche Transformation in der US-Indus-
trie wesentlich vorantreiben.⁶⁰
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Hinzu kommt: Auch in der EU gibt es diverse Pro-
gramme und Auflagen, die gezielt lokale Anbieter 
fördern. In Reaktion auf den IRA planen die EU 
und Mitgliedsstaaten wie Deutschland zudem 
diverse weitere Gesetzesvorhaben, die über 
Lokalisierungsauflagen die örtliche Industrie 
stützen sollen (siehe Box 3). 

Da die EU mithin selbst auf spezifische Förderin-
strumente für lokale Anbieter zurückgreift, ist 
ihre strikte Ablehnung von Local-Content-Aufla-
gen fragwürdig. Sie legt in dieser Hinsicht er-
kennbar Doppelstandards an. Zudem integriert 
sie Verbote von Lokalisierungsauflagen auch in 
ihre bilateralen Handelsabkommen. Damit aber 
behindert sie den Aufbau von Produktionskapa-
zitäten für grüne Technologien im Ausland.⁶¹ 
Schließlich können Local-Content-Auflagen – 
wenn sie in realistische Entwicklungsstrategien 
eingebettet sind – auch ein probates Mittel für 
wirtschaftlich schwächere Länder sein, die ihren 
Rückstand bei klimaschonenden Produkten zu 
überwinden versuchen.⁶²

BOX 3

Geplante Lokalisierungs-
maßnahmen in der EU

Die EU und die Mitgliedsstaaten planen diver-
se neue Initiativen, um die lokale Industrie zu 
unterstützen. Der Net Zero Industry Act 
(NZIA) – eine EU-Antwort auf den Inflation 
Reduction Act der USA – sieht etwa vor, dass 
mindestens 40 Prozent des Bedarfs an Klima-
technologien in der EU hergestellt werden, 
wobei fast 90 Prozent des Batteriebedarfs 
aus EU-Produktion stammen soll.⁶³ Diese 
Ziele sind vor allem in der Solar- und Batterie-
industrie eine große Herausforderung.⁶⁴ 

Im Solarbereich planen die EU-Mitglieder 
derzeit, bei öffentlichen Ausschreibungen 
die Subventionsvergabe zu steigenden An-
teilen an sogenannte Resilienzkriterien zu 
koppeln, die u.a. die Verwendung europäi-
scher Solarzellen begünstigen.⁶⁵ Im Vorgriff 
auf die EU-Regelung setzt sich Wirtschafts-
minister Habeck in Deutschland für einen 

„Resilienzbonus“ ein, der eine höhere Strom-
einspeisevergütung für solche Solaranlagen 
gewährt, die deutsche oder europäische 
Komponenten verwenden.⁶⁶ 

In den geplanten EU-Vorschriften für künftige 
Windkraft-Auktionen sind ebenfalls Lokalisie-
rungs-Auflagen in Vergabekriterien wie der 

„Energiesystem-Integration“ und der „Resili-
enz der Lieferketten“ versteckt.⁶⁷ Ähnliche 
Ziele sind im Critical Raw Materials Act vorge-
sehen, einer weiteren europäischen IRA-Ant-
wort. Danach sollen ebenfalls 40 Prozent des 
EU-Bedarfs an strategischen Rohstoffen in 
der EU verarbeitet werden.⁶⁸ 
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EU gegen grüne Subventionen 
anderer Staaten

Wie vor allem am Inflation Reduction Act deut-
lich wurde, ist der Kampf der EU gegen Local-
Content-Auflagen auf das Engste mit staatlichen 
Subventionen für die grüne Transformation ver-
knüpft. Auch auf diesem Gebiet wird die Europä-
ische Kommission immer häufiger tätig, wenn 
Beihilfen anderer Staaten die Absatzmöglichkei-
ten europäischer Hersteller auf ihren Binnen- 
oder Auslandsmärkten beeinträchtigen könnten. 
Diese Maßnahmen richten sich nicht nur gegen 
finanziell potente Staaten wie die USA und zu-
nehmend China, sondern auch gegen wirtschaft-
lich schwächere Länder. 

Im Jahr 2013 verhängte die EU Anti-Dumping- 
und Ausgleichszölle auf den Import von Solarzel-
len aus China, Taiwan und Malaysia, da diese 
durch staatliche Subventionen den hiesigen 
Markt verzerren würden, so der damalige Vor-
wurf. Die Maßnahme, die kurze Zeit später durch 
einen Mindestimportpreis ersetzt wurde, scha-
dete jedoch den Zweigen der europäischen Sola-
rindustrie, die auf die günstigen asiatischen Vor-
produkte angewiesen sind. Verarbeiter und In-
stallateure in der Solarbranche litten an Verknap-
pung und Verteuerung der Module, was wieder-
um die Energiewende behinderte. Im Jahr 2018 
schließlich hob die EU diese handelsbeschrän-
kende Maßnahme auf.⁶⁹ 

Im September 2023 startete die EU-Kommission 
eine Untersuchung der chinesischen Subventio-
nen für E-Autos, die gleichfalls zu Ausgleichszöl-
len auf EU-Importe führen könnten. Auch wenn 
manche Nichtregierungsorganisationen diese 
Maßnahme aus industriepolitischen Gründen be-
grüßen⁷⁰, bleibt dennoch ein Risiko, dass sie die 
Transformation der europäischen Autoindustrie 
bremsen könnte. 

Denn vor allem die deutschen Autohersteller 
produzieren nicht nur bei Verbrennern, sondern 
auch bei Elektroautos deutlich mehr große, 

schwere und energetisch ineffiziente Modelle als 
ihre chinesischen Konkurrenten.⁷¹ Die Mehrheit 
der chinesischen E-Auto-Modelle hingegen 
kommt mit kleineren Batterien aus, die klima-
schonender sind als viele der schweren Batterien 
europäischer Wagen, vor allem solange der 
Strommix noch nicht vollständig dekarbonisiert 
ist.⁷² 

Noch bedenklicher allerdings ist, dass die EU die 
internationalen Handelsregeln über zulässige 
Subventionen verschärfen will. Gemeinsam mit 
den USA und Japan entwarf sie Vorschläge, die 
den Spielraum für WTO-konforme Subventio-
nen weiter einengen sollen. Das Trio will dazu das 
WTO-Abkommen über Subventionen und Aus-
gleichsmaßnahmen (Agreement on Subsidies 
and Countervailing Measures – ASCM) um meh-
rere Kategorien verbotener Beihilfen ergänzen.⁷³ 

Zwar ist diese Initiative in erster Linie gegen 
China gerichtet, sie trifft jedoch auch alle wirt-
schaftlich schwächeren Länder, die mit staatli-
cher Unterstützung die Entwicklung von Niedri-
gemissionstechnologien fördern möchten. Sie 
ist auch vor dem Hintergrund problematisch, 
dass das ASCM keinerlei Ausnahmen für umwelt-
politisch notwendige Subventionen kennt.⁷⁴ 

Gegen diese Einengung ihrer Gestaltungspielräu-
me wehrte sich u.a. die Gruppe der Afrikanischen 
Länder. In einem Dokument an die WTO-Mitglie-
der forderte sie im Mai 2023 eine umfassende Re-
form des ASCM, die wirtschaftlich schwächeren 
Ländern die nötige Flexibilität einräumt, um mit 
staatlichen Subventionen und Local-Content-
Auflagen den Aufbau grüner Industrien und die 
Integration in klimafreundliche Lieferketten zu 
fördern. In der jetzigen Form sei das ASCM für 
die globalen Herausforderungen ungeeignet. Bei 
seiner Verabschiedung hätten die Staaten „das 
Ausmaß der Klimakrise unterschätzt“.⁷⁵ 
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Die EU-Handelspolitik übt nicht nur mit ihren Aktivitäten auf bilateraler 
und multilateraler Ebene erheblichen Einfluss auf die Erderhitzung aus, son-
dern auch mit einigen ihrer unilateral ergriffenen Maßnahmen. Unter den 
autonomen handelspolitischen Instrumenten, die die EU in jüngster Zeit 
verabschiedet hat, sind der Grenzausgleich CBAM (Carbon Border Adjust-
ment Mechanism) und die Entwaldungsverordnung von besonderer klima-
politischer Bedeutung. Beide Instrumente haben vor allem in Ländern des 
Südens einige Kritik auf sich gezogen, weil ihre Folgen für dortige Produ-
zent*innen nicht angemessen adressiert worden seien, so der Vorwurf. Doch 
auch im Hinblick auf ihre Wirksamkeit für den Klimaschutz sind beide Ge-
setzesvorhaben verbesserungswürdig. 

CBAM: Verlagerungsschutz auf 
Kosten armer Länder? 

Zu den international besonders umstrittenen Kli-
mainitiativen der EU-Handelspolitik gehören 
Maßnahmen, die auf einen Außenschutz für die 
europäische Industrie abzielen, da diese künftig 
in stärkerem Maße von einem steigenden CO2-
Preis des EU-Emissionshandelssystems (EHS) 
betroffen sein könnte. Denn die EU hat mit ihrem 
Fit-for-55-Paket beschlossen, die freie Zuteilung 
von Emissionszertifikaten an die energieintensi-
ve Industrie bis 2034 schrittweise bis auf Null ab-
zuschmelzen. Die Gratiszertifikate sind eines 
der Instrumente (neben diversen Subventionen 
vor allem der Industriestrompreise), die verhin-

dern sollen, dass emissionsintensive Produkti-
onsprozesse in Länder mit schwächeren Kli-
maauflagen ausgelagert werden – das soge-
nannte „Carbon Leakage“.⁷⁶ 

In dem Maße, in dem die Gratiszertifikate abge-
schmolzen werden, steigen jedoch die Produkti-
onskosten der betroffenen Branchen, so dass ihre 
Wettbewerbsfähigkeit möglicherweise leiden 
könnte. Als Kompensation hat die EU daher die 
Einführung eines CO2-Grenzausgleichs beschlos-
sen, d.h. eine Importabgabe auf emissions-
intensive Güter. Dieser sogenannte Carbon Border 
Adjustment Mechanism (CBAM) erfasst zunächst 
fünf Produktgruppen (Eisen und Stahl, Aluminium, 
Zement, Düngemittel, Wasserstoff) sowie Strom. 

5 Unilaterale 
Handelsinstrumente: 
nicht immer klimagerecht
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Seit Oktober 2023 unterliegen Importeure Be-
richtspflichten über die Einführung dieser Pro-
dukte, ab 2026 müssen sie zusätzlich CBAM-Zer-
tifikate erwerben, deren Preis sich am CO2-Preis 
des EU-EHS orientiert. Die Menge der zu erwer-
benden Zertifikate hängt von der Emissionsinten-
sität der importierten Güter sowie den Gratiszer-
tifikaten ab. Je weniger Gratiszertifikate die EU 
der europäischen Industrie zuteilt, umso größer 
die Zahl der CBAM-Zertifikate, die Importeure 
erwerben müssen.⁷⁷ 

Importeure können unter Umständen einen 
Abzug vom CBAM-Preis beantragen, sollte für die 
einzuführenden Güter bereits im Herstellungs-
land ein CO2-Preis gezahlt worden sein, etwa im 
Rahmen eines Emissionshandelssystems oder 
einer CO2-Steuer. Da es bisher erst in 39 Ländern 
nationale CO2-Preise gibt – darunter die 30 Teil-
nehmer des EU-Emissionshandelssystems – kann 
jedoch für den Großteil der Exportländer, darun-
ter auch die USA, ein solcher Abzug nicht gel-
tend gemacht werden.⁷⁸ Hinzu kommt, dass die 
CO2-Preise der verschiedenen nationalen Sys-
teme in der Höhe extrem unterschiedlich aus-
fallen. In Chinas Emissionshandelssystem etwa 
schwankte er im vergangenen Jahr um die 8 Euro, 
im europäischen um die 80 Euro. Der Abzug wäre 
also entsprechend gering.⁷⁹

Die Weltbank entwickelte einen Index, um die 
Länder zu identifizieren, deren Exporte am stärks-

ten von der CBAM-Abgabe betroffen sind (siehe 
Grafik 16). Der Index gewichtet die Betroffenheit 
anhand der Emissionsintensität der von CBAM 
erfassten Sektoren sowie der Abhängigkeit der 
Produktionsländer von der EU als Absatzmarkt.

Deutlich wird, dass Exporteure aus wirtschaftlich 
schwächeren Ländern am stärksten von CBAM 
betroffen sein werden. Zimbabwe führt die Liste 
an, da seine Eisen- und Stahlproduktion sehr 
emissionsintensiv ist und das Land 87 Prozent 
seiner Exporte in der EU absetzt. In der Ukraine 
sind die Zement- und Stahlindustrie die am 
stärksten betroffenen Sektoren; in Georgien 
trifft es vor allem die Düngerherstellung und in 
Mosambik die Aluminiumproduktion.⁸⁰ 

Es ist daher wenig überraschend, dass der CBAM 
unter den betroffenen Ländern starke Kritik aus-
gelöst hat. Viele äußern Zweifel an seiner WTO-
Konformität.⁸¹ Indien plant gar, mit einer WTO-
Klage gegen den Grenzausgleich vorzugehen.⁸² 
Bei der Klimakonferenz in Dubai Ende 2023 for-
derten Brasilien, Südafrika, Indien und China in 
einer gemeinsamen Eingabe, dass gegen das Han-
delsrecht verstoßende unilaterale Maßnahmen, 
wie ein CO2-Grenzausgleich, kollektiv abgelehnt 
werden sollten. Solche Initiativen würden zudem 
gegen das Prinzip der „gemeinsamen, aber unter-
schiedlichen Verantwortung“ von Industriestaaten 
und wirtschaftlich schwächeren Ländern für den 
Klimawandel verstoßen.⁸³

CBAM exposure index, aggregiert
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Grafik 16: Am stärksten von CBAM betroffene Länder (CBAM exposure index, aggregiert)

Quelle: The World Bank 2023
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Auch wenn es grundsätzlich sinnvoll ist, die Verla-
gerung von CO2-Emissionen in Länder mit 
schwachen Umweltauflagen zu verhindern, ver-
weist der Protest der Betroffenen dennoch auf 
Schwächen des CBAM. So fehlt eine Kopplung 
des Grenzausgleichs an konkrete Hilfen für fi-
nanzschwache Länder, um die Dekarbonisierung 
ihrer betroffenen Industrien zu unterstützen. 

Doch nicht nur die Modernisierung von Indus-
trieanlagen ist überaus teuer. Auch die Einfüh-
rung von Systemen der CO2-Bepreisung, um 
CBAM-Abgaben zu vermindern, erfordert erheb-
liche Ressourcen. Das gleiche gilt für die Ermitt-
lung der Emissionsintensität der betroffenen 
Produktionsstätten und deren Verifizierung 
durch Audits. Schließlich gibt es keine CBAM-
Ausnahme für die Gruppe der ökonomisch 
schwächsten Länder, die „Least Developed 
Countries“, denen die EU bisher zollfreien Zu-
gang auf den EU-Markt gewährt hat.⁸⁴

Auf der anderen Seite generiert die EU zusätzli-
che Einnahmen durch das Abschmelzen der Gra-
tiszertifikate und die Einkünfte aus den CBAM-
Zertifikaten. Diese Zusatzeinnahmen könnten – je 
nach Höhe des CO2-Preises, der Emissionsinten-
sität der Importe und der Menge der noch ver-
fügbaren Gratiszertifikate – im Jahr 2030 zwi-
schen 9 und 14 Milliarden Euro betragen, so die 
eher konservativen Schätzungen der Kommissi-
on.⁸⁵ Bei einem weiter steigenden CO2-Preis wer-

den ab Ende der 2030er Jahre auch über 80 Milli-
arden Euro jährlich für möglich gehalten.⁸⁶ 

Schließlich – und das wird oft übersehen – ge-
winnt die energieintensive europäische Industrie 
perspektivisch an Wettbewerbsfähigkeit dank 
CBAM und den vielfältigen staatlichen Subventi-
onen für ihre Dekarbonisierung, seien es Investi-
tionsbeihilfen, Kreditgarantien oder gedeckelte 
Strompreise. Denn je klimafreundlicher die Pro-
dukte und Verfahren der europäischen Industrie 
werden, umso größer die Absatzchancen auf den 
neuen grünen Märkten. Aus diesem Grund pro-
gnostizieren immer mehr Studien, dass CBAM 
der EU Handels- und Wohlfahrtsgewinne brin-
gen wird, während viele wirtschaftlich schwäche-
re Länder mit Verlusten rechnen müssen.⁸⁷

Entwaldungsverordnung: Weiter 
Weg zu effektiver Durchsetzung

Mit ihren Importen trägt die EU massiv zur glo-
balen Entwaldung bei, dies vor allem in tropi-
schen Ländern. Allein im Zeitraum 2005 bis 2017 
importierte die EU Agrargüter wie Soja, Palmöl, 
Rindfleisch und Holz, für deren Produktion all-
jährlich tropische Wälder in der Größenordnung 
von rund 280.000 Hektar gerodet worden 
waren (siehe Grafik 17). 

Grafik 17: Importierte Entwaldung der EU 2005 – 2017 (Hektar pro Jahr)
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Die Entwaldung für den EU-Konsum summierte 
sich in dem Zeitraum auf über 3,5 Millionen Hekt-
ar – ein Zehntel der Fläche Deutschlands. 21 Pro-
zent der gesamten tropischen Entwaldung gin-
gen in dem Zeitraum auf das Konto der EU, die 
allein damit 1,8 Milliarden Tonnen Kohlendioxid-
emissionen verursachte.⁸⁸

Um diesem Missstand zu begegnen, hat die EU 
eine Entwaldungsverordnung beschlossen, die 
Ende Juni 2023 in Kraft getreten ist. Ab 2025 
müssen alle Importeure einer Reihe von land-
wirtschaftlichen Rohstoffen nachweisen, dass 
diese nicht von zuvor entwaldeten Flächen stam-
men oder mit Waldschädigung im Zusammen-
hang stehen. Zu diesen Rohstoffen gehören Soja, 
Palmöl, Rindfleisch, Kaffee, Kakao, Kautschuk, 
Holz und einige weiterverarbeitete Produkte wie 
Leder, Schokolade, Reifen, Papier oder Möbel. 
Die Herkunftsnachweise müssen mithilfe von 
Geolokalisierung den genauen Ursprung dieser 
Rohstoffe zurückverfolgen lassen. Mit dieser 
Maßnahme hofft die EU, die durch Produktion 
und Konsum dieser Güter verursachten CO2-
Emissionen um 32 Millionen Tonnen pro Jahr 
mindern zu können.⁸⁹ 

Ob die Entwaldungsverordnung allerdings tat-
sächlich zu Fortschritten beim Klimaschutz 
führt, hängt von mehreren Faktoren ab – etwa, 
ob es gelingt, effektive Partnerschaftsabkom-
men mit waldreichen Ländern zu schließen. 

Diese müssten diverse unbeabsichtigte Neben-
wirkungen ausschließen und den erforderlichen 
Kapazitätsaufbau in waldreichen Exportländern 
auch finanziell unterstützen.

Eines der großen Risiken der Verordnung be-
steht in ihrer Beschränkung auf Wälder. Zwar 
könnte sie den Waldschutz durchaus verbessern, 
doch führt dies womöglich zu Ausweichbewe-
gungen in andere sensible Ökosysteme. So könn-
ten zusätzliche Äcker und Weiden durch Rodun-
gen in Trockenwaldsavannen, Feuchtgebieten 
oder Mooren erschlossen werden. Dieses Risiko 
ist hoch, da laut der Verordnung zunächst inner-
halb eines Jahres nach ihrem Inkrafttreten die 
Ausweitung auf waldähnliche Flächen und nach 
zwei Jahren auf andere Ökosysteme überprüft 
werden soll. Ob diese Flächen dann tatsächlich in 
den Anwendungsbereich aufgenommen werden 
und wann dies geschehen könnte, ist jedoch 
offen. Diese Lücke ist fatal, da Savannen, Feucht-
gebiete und Moore ebenfalls wichtige CO2-
Speicher sind.⁹⁰ 

Ein weiteres Risiko besteht darin, dass erst fünf 
Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung die 
Auswirkungen auf Kleinbäuer*innen untersucht 
werden sollen. Die Beteiligung kleinbäuerlicher 
Betriebe an der Produktion der waldgefährden-
den Exportgüter ist unterschiedlich groß, je 
nachdem welches Produkt betrachtet wird. Bei 
Sojaexporten aus dem Mercosur etwa spielen sie 

Bild: Matt Palmer / Unsplash.com
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eine geringe Rolle, da hier große Plantagen des 
Agrobusiness die Exporte in die EU dominieren. 
Höher indes ist ihr Anteil bei Rindfleisch aus Bra-
silien, Palmöl aus Indonesien und Malaysia, Kakao 
aus Ghana und der Elfenbeinküste oder Kaffee 
aus Vietnam und Brasilien. Auf Kleinbäuer*innen 
entfallen 25 bis 30 Prozent der globalen Produk-
tion von Palmöl, 60 Prozent des Kaffees und 95 
Prozent des Kakaos.⁹¹ 

Allein in den acht wichtigsten Exportländern der 
von der Entwaldungsverordnung erfassten 
Güter könnten 2,8 Millionen Kleinbäuer*innen 
durch deren Anforderungen direkt betroffen 
sein.⁹² Herkunftsnachweise, Geolokalisierung 
und Zertifizierung übersteigen jedoch meist ihre 
finanziellen und personellen Möglichkeiten. Ver-
lieren sie daraufhin ihre Absatzmöglichkeiten in 
der EU, müssen sie ihre Produkte auf anderen 
schwächer regulierten Märkten verkaufen. Oder 
sie gehen in ihrer Not alternativen Tätigkeiten 

nach, die zu Entwaldung führen: Kultivierung we-
niger streng kontrollierter Agrarprodukte, illega-
ler Holzhandel oder Kleinbergbau. Die EU hätte 
dann zwar ihre eigenen Zulieferketten bereinigt, 
die entwaldungsbedingten Emissionen würden 
aber dennoch steigen.⁹³

Nicht zuletzt beeinträchtigen auch die Handels-
abkommen der EU die Wirksamkeit der Entwal-
dungsverordnung. Sollte es etwa zum Abschluss 
des EU-Abkommens mit dem Mercosur kom-
men, würde es die Nachfrage nach waldgefähr-
denden Produkten wie Rindfleisch oder Soja an-
kurbeln, den Anreiz zur Erschließung weiterer 
Weide- und Ackerflächen durch Rodungen erhö-
hen und einen Erfolg der Entwaldungsverordnung 
untergraben. Allein das geplante EU-Mercosur-
Abkommen zeigt insofern, dass die klimapoliti-
sche Kohärenz der einzelnen handelspolitischen 
Instrumente der EU zu Recht in Frage steht. 

Bild: Yuri Meesen / Pexels.com
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6 Europäische 
Auslandsinvestitionen: 
fehlende Lenkung

Investitionsliberalisierung: 
Fehlanreize begünstigen 

„Stranded Assets“

Das zentrale Problem der EU-Handelsabkom-
men im Bereich der Investitionen ist, dass sie na-
hezu vollständig vom Charakter der jeweiligen 
Vorhaben und ihren Klimafolgen absehen. Denn 
noch immer investieren in der EU ansässige Kon-
zerne Milliarden-Summen in die Erkundung, die 
Ausbeutung und den Handel mit fossilen Ener-
gieträgern, darunter auch einige der klimaschäd-
lichsten Projekte der Welt – die sogenannten 
Kohlenstoffbomben („Carbon Bombs“).⁹⁴ 

So haben EU-Unternehmen in das Öl- und Gas-
feld Kaschagan in Kasachstan investiert⁹⁵, in Al-
bertas Ölsande in Kanada⁹⁶, in Ölquellen vor der 
Küste Mexikos⁹⁷, in die Tiefsee-Ölvorkommen 
Brasiliens⁹⁸ oder das Schiefergasgebiet Vaca Mu-
erta in Argentinien.⁹⁹ Mit Kasachstan, Kanada 
und Mexiko hat die EU bereits Handelsabkom-
men mit Investitionsregeln abgeschlossen, mit 
Brasilien und Argentinien verhandelt sie darüber. 
Im Fall von Kanada und Mexiko umfassen diese 
Regeln neben der Investitionsliberalisierung 
auch den Investitionsschutz.¹⁰⁰

Doch statt die Risiken fossiler Investitionen ein-
zudämmen und einen Ausstieg aus dem Handel 
mit fossilen Energieträgern einzuleiten, beseiti-

Die EU-Handelspolitik weist auch im Bereich der ausländischen Investitio-
nen erhebliche Blindstellen auf, die den globalen Klimaschutz schwächen. 
Dies gilt sowohl in Bezug auf die in ihren Handelsabkommen enthaltenen 
Regelungen zur Liberalisierung von Investitionen als auch auf den Investiti-
onsschutz. So werden die von der EU angestrebten Liberalisierungen nicht 
an eine vorherige Prüfung der Klimafolgen ausländischer Investitionen ge-
koppelt. Aufgrund dieser Regulierungslücke befördert die EU das Risiko teu-
rer Fehlinvestitionen in fossile Infrastrukturen. Die Investitionsschutzregeln 
wiederum ermöglichen ausländischen Investor*innen den exklusiven Zugang 
zu internationalen Schiedstribunalen, die im Klagefall die Kosten fortschritt-
licher Klimagesetzgebung erheblich steigern können – und mitunter auch 
zur Absage geplanter Vorhaben führen.
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gen diese Abkommen mögliche Investitions-
hemmnisse für die europäische Öl-, Gas- und 
Kohleindustrie. Dies geschieht sowohl über Ver-
pflichtungen, europäischen Energiekonzernen 
erleichterten Zugang zu den staatlichen Aus-
schreibungen von Erkundungs- und Förderrech-
ten zu gewähren als auch über Investitionsregeln, 
die staatliche Investitionsauflagen einschränken. 

Zudem hat die EU in jüngere Handelsabkommen 
Energie- und Rohstoffkapitel integriert, die ge-
zielte Liberalisierungen im Bergbau- und Ener-
giesektor vorschreiben, einschließlich Kohle, Öl 
und Gas. Vorläufer dieser Kapitel gibt es bereits 
in den Handelsabkommen mit Georgien, Molda-
wien, Ukraine und Kasachstan. Umfassendere 
Varianten finden sich in den jüngeren Handels-
verträgen mit Neuseeland, Chile und Mexiko.¹⁰¹ 

Sowohl die Investitionsregeln als auch die Energie- 
und Rohstoffkapitel setzen Fehlanreize, da sie 
nicht zwischen klimaschonenden und klima-
schädigenden Investitionen differenzieren. 
Vergleichende Untersuchungen zeigen jedoch, 
dass gerade ausländische Direktinvestitionen 
mit höheren Treibhausgas-Emissionen einher-
gehen als inländische Investitionen. Dieses Risiko 
ist dabei besonders hoch in Schwellenländern, 
die über geringere Regulierungskapazitäten ver-
fügen als Industriestaaten.¹⁰² 

Grundsätzlich sind Direktinvestitionen, die in 
wirtschaftlich schwächeren Ländern statt-
finden, häufig von niedrigerer Qualität als in wohl-
habenderen Ländern, die strengere Maßstäbe 
an den Marktzutritt ausländischer Konzerne an-
legen. So gehen Industrieländer mittlerweile 
dazu über, gezielt die Ansiedlung grüner Tech-
nologien durch Maßnahmen der Investitions-
lenkung zu unterstützen.¹⁰³ 

EU-Handels- und Investitionsabkommen bräuch-
ten daher ebenfalls Regeln für eine konsequente 
Investitionslenkung, um internationales Kapital in 
die Energiewende, die Dekarbonisierung der In-
dustrie oder die Anpassung an den Klimawandel 
zu schleusen. Doch in dieser Hinsicht weisen sie 
eine erhebliche Leerstelle auf. Sie enthalten 
keine Vereinbarungen der Handelspartner, ge-
meinsam ein umweltbezogenes „Investment 

Screening“ einzurichten, das geplante Investitio-
nen auf ihre Klimawirksamkeit untersucht. 

Im Zuge eines solchen Mechanismus würden sich 
sowohl die Herkunftsländer als auch die Ziellän-
der ausländischer Direktinvestitionen verpflich-
ten, die Klimafolgen der Kapitalströme zu prüfen, 
entsprechende Steuerungsmaßnahmen zu ent-
werfen und sich bei deren Umsetzung gegensei-
tig zu unterstützen.¹⁰⁴ Die gemeinsame Entwick-
lung eines solchen Prüfmechanismus könnte die 
EU allen interessierten Partnerländern anbieten – 
und das auch unabhängig von ihren traditionellen 
Handels- und Investitionsabkommen.

Die Investitionsregeln der Handelsabkommen 
bergen weitere Defizite. Denn sie legen Partner-
ländern, die Investitionen gezielt in die grüne 
Transformation umlenken wollen, ebenfalls Hür-
den in den Weg. So verbieten etwa die Investiti-
onsvorschriften der EU-Verträge mit dem Mer-
cosur, Chile und Mexiko sogenannte Leistungs-
auflagen, die Niederlassungen europäischer Kon-
zerne zum Technologietransfer zugunsten inlän-
discher Unternehmen verpflichten.¹⁰⁵ Ein sol-
cher Technologietransfer könnte etwa moderne 
Klimaschutztechnologien oder emissionsarme 
Produktionsverfahren betreffen, an denen in den 
Partnerländern der EU häufig ein erheblicher 
Mangel besteht. 

Wie wichtig staatliche Mechanismen der 
Investitionslenkung für die Energiewende sind, 
zeigen Daten der Internationalen Energieagen-
tur. Demnach fließen trotz eines Anstiegs der 
globalen Investitionen in saubere Energien noch 
immer erhebliche Investitionen in fossile Ener-
gieträger, die seit 2020 auch wieder ansteigen 
(siehe Grafik 18). 

Hinzu kommt, dass sich der Großteil der globa-
len Investitionen in erneuerbare Energien auf 
eine Handvoll von Staaten beschränkt wie China, 
die EU-Mitglieder und die USA. Gerade in wirt-
schaftlich schwächeren Ländern, die häufig noch 
stark von fossiler Energieversorgung abhängen, 
gibt es ein erhebliches Investitionsdefizit im Be-
reich der Energiewende (siehe Grafik 19). 
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Dieses Defizit transitorischer Investitionen kön-
nen die undifferenzierten Liberalisierungsver-
pflichtungen der EU-Handelsabkommen sogar 
noch verstärken. Denn sie erhöhen das Risiko, 
dass Zielländer europäischer Öl-, Gas- und Koh-
lefirmen Investitionen zulassen, die ihre fossile 
Abhängigkeit verlängern und ihre internationalen 
Klimaverpflichtungen gefährden.

Zudem weisen die fossilen Investitionen ein 
überproportionales Verlustrisiko auf, da ihre 
Wirtschaftlichkeit gegenüber erneuerbaren 
Energien perspektivisch abnimmt. Die Gefahr 
von entwerteten Vermögen, die sogenannten 

„Stranded Assets“, ist bei fossilen Investitionen 

überaus hoch.¹⁰⁶ Da viele Folgekosten entwerte-
ter Investitionen auf die Staatshaushalte abge-
wälzt werden, sinken zudem die fiskalischen 
Spielräume für eine wirtschaftliche Modernisie-
rung weg von den fossilen Industrien.¹⁰⁷

 Saubere Energie

 Fossile Energie

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023

2000

1800

1600

1400

1200

1000

800

600

400

200

0

M
illi

ar
de

n 
UD

-D
ol

la
r

Quelle: International Energy 
Agency 2023

Grafik 18: Globale Energie-Investitionen 2015 – 2023 (Milliarden US-Dollar)
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Grafik 19: Jährliche Investitionen in saubere Energie 2019 – 2023 (Milliarden US-Dollar)
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Schiedstribunale: 
Risikoversicherung für fossile 
Investitionen

Eine Abwälzung der Verluste aus „Stranded 
Assets“ auf die öffentliche Hand ermöglichen 
schließlich auch die Investitionsschutzregeln, die 
die EU in immer mehr Handelsabkommen inte-
griert. Ihr Investitionsgerichtssystem (Investment 
Court System – ICS) hat die EU bereits in den Ver-
trägen mit Kanada, Singapur, Vietnam, Chile und 
Mexiko verankert; in weiteren soll es folgen. 

Das ICS ist eine Variante des in zahlreichen bila-
teralen Investitionsschutzabkommen (Bilateral 
Investment Treaty – BIT) enthaltenen Investor-
Staat-Schiedsverfahrens (Investor-State Dispute 
Settlement – ISDS). Dieses gewährt ausländi-
schen Investor*innen das exklusive Recht, Staa-
ten vor internationalen Tribunalen auf Entschä-
digungen zu verklagen, sollten deren Regulierun-
gen ihre Gewinnaussichten beeinträchtigen.¹⁰⁸ 
Unter dem ISDS-System wurden in letzter Zeit 
immer mehr Klagen gegen Klimaschutzmaßnah-
men eingereicht, etwa Beschlüsse zum Kohleaus-
stieg oder zur Einstellung der Öl- und Gasexplo-
ration. Von den weltweit mehr als 1.200 bekann-
ten ISDS-Klagen richten sich etwa 38 Prozent 
gegen Regulierungen im Umweltschutz und im 
Energiesektor.¹⁰⁹

Die Entschädigungszahlungen, zu denen Investi-
tionstribunale Regierungen verurteilen, betragen 
gerade bei Energieinvestitionen häufig mehrere 
Hundert Millionen oder sogar mehrere Milliar-
den Euro. Vor diesem Hintergrund können Kla-
geandrohungen eine abschreckende Wirkung 
entfalten, so dass vor allem finanziell klamme Re-
gierungen auf geplanten Vorschriften verzichten 
– der sogenannte Chilling-Effekt.¹¹⁰ 

Da auch das ICS keine klaren Begrenzungen für 
die Höhe der Entschädigungszahlungen vorsieht, 
birgt es folglich große Risiken für den Klima-
schutz in der EU und ihren Partnerländern. Den 
EU-Firmen wiederum, die im außereuropäischen 
Ausland in die Ausbeutung fossiler Energieträger 
investieren, gewährt es eine Art kostenloser Risi-
koversicherung. Durch die Entschädigungsopti-
on mindern sie das Verlustrisiko, sollten sich die 
Investitionen schneller entwerten als von den 
Firmen erhofft.¹¹¹ 

In der EU indes ist es in den vergangenen Jahren 
zu einem partiellen Umdenken gekommen. So 
unterzeichneten 23 EU-Staaten im Mai 2020 ein 
Abkommen zur Kündigung der BITs, die sie un-
tereinander abgeschlossen hatten. Damit folgten 
sie einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs, 
das die Schiedsklauseln in Intra-EU-BITs als euro-
parechtswidrig eingestuft hatte.¹¹² 

Bild: Bernardo Ferrari / Unsplash.com
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Eine ähnliche Entwicklung zeichnet sich beim 
Energy Charter Treaty (ECT) ab – ein von 53 Län-
dern und der EU unterzeichneter Vertrag zum 
Schutz ausländischer Energieinvestitionen. Nach 
einer Flut von ISDS-Klagen unter dem ECT prä-
sentierte die Europäische Kommission im Juli 
2023 einen Vorschlag für einen koordinierten 
Austritt der EU. Der Vertrag sei nicht mehr kom-
patibel mit den europäischen Klimazielen.¹¹³ 
Auch in diesem Fall hatte der EuGH zuvor geur-
teilt, dass Intra-EU-Verfahren auf Basis des ECT 
gegen das Unionsrecht verstoßen. Zudem hatten 
bereits zehn EU-Mitglieder ihren ECT-Ausstieg 
angekündigt, darunter auch Deutschland.¹¹⁴ 

Während in der EU also BITs und ISDS-Verfahren 
zwischen Mitgliedsstaaten mittlerweile als 
rechtswidrig gelten, hält die EU am Investitions-
schutz gegenüber Drittstaaten fest – ein weiterer 
Doppelstandard ihrer Handelspolitik. Denn die 
Gefahr, die das ISDS-System für das Rechtssys-
tem und den Klimaschutz darstellt, besteht in 
noch stärkerem Maße in wirtschaftlich schwä-
cheren Staaten, die größere Schwierigkeiten 
haben, transnationale Unternehmen angemes-
sen zu regulieren. 

Der Deutsche Richterbund weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass es für Unter-
nehmen ein Leichtes ist, nach einer missglück-
ten Investition mit hohem Schaden im Gaststaat 
ihre Projekte einzustellen und Vermögenswerte 
abzuziehen. „Klagen gegen das Tochterunter-
nehmen im Gaststaat können nicht mehr zuge-
stellt, Titel nicht vollstreckt, strafrechtliche Ermitt-
lungen nicht mehr durchgeführt werden.“ Daher 
bräuchten Handelsverträge Regeln zur internati-
onalen Rechtshilfe bei Auslandsinvestitionen.¹¹⁵ 

Anstelle der ISDS-Verfahren sollte die EU ihren 
Partnern insofern Rechtshilfe gewähren, um sie 
darin zu unterstützen, ambitionierte Klimaschutz-
maßnahmen auch gegenüber EU-Konzernen 
und deren Niederlassungen durchzusetzen. 
Diese Rechtshilfe könnte sie ebenfalls unabhängig 
von ihren Handels- und Investitionsabkommen 
anbieten, etwa in Form von spezifischen Partner-
schaftsabkommen.

Bild: Patrick Hendry / Unsplash.com
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Zwar kündigte die Europäische Kommission an, 
die Handelspolitik werde ihren Beitrag dazu leis-
ten, eine klimaneutrale Weltwirtschaft zu errei-
chen. Doch kollidieren diese Ambitionen immer 
wieder mit dem dominierenden Anspruch ihrer 
Handelspolitik, Marköffnungen für europäische 
Exporteure durchzusetzen, den Zugang zu Roh-
stoffen und fossilen Energieträgern sicherzustel-
len und die bilateralen Handelsströme zu vergrö-
ßern. Ihr zentrales Erfolgskriterium – die Steige-
rung des Handels – bleibt solange unvereinbar 
mit dem Klimaschutz, wie der Löwenanteil der 
Waren emissionsintensiv produziert, transpor-
tiert und konsumiert wird. 

Hinzu kommt die starke Wettbewerbsorientie-
rung der europäischen Handelspolitik, die immer 
wieder in Konflikt gerät mit den Anforderungen 
des Klimawandels, der mehr kooperative statt 
wettbewerbliche globale Lösungen erfordert. 
Die EU-Handelspolitik scheitert bisher an einer 
klaren Priorisierung des Klimaschutzes gegen-
über den Interessen einflussreicher Unterneh-
men vor allem der Exportwirtschaft. 

Dies wird besonders an ihren Handelsabkommen 
deutlich, die rund 44 Prozent des EU-Außenhan-
dels erfassen. Denn durch den Abbau von Zöllen 
und nichttarifären Regulierungen fördern diese 
vor allem eine Zunahme des Handels mit emissi-
onsintensiven Waren. Ein zentrales Defizit dieser 

Wie gezeigt werden konnte, trägt die Europäische Union mit ihren Handels-
beziehungen in erheblichem Maße zum Klimawandel bei. Die Produktion 
der Güter, die sie ein- und ausführt, geht mit hohen Treibhausgas-
emissionen einher. Vor allem ihre importbedingten Emissionen sind 
beträchtlich, seit europäische Unternehmen viele Produktionsstätten im 
Ausland errichtet haben. Bezogen auf die Branchen ist neben der 
verarbeitenden Industrie vor allem der Transportsektor für einen großen 
Teil der Emissionen des EU-Handels verantwortlich. Die Handelspolitik der 
EU, die diese Klimarisiken eigentlich verringern müsste, trägt jedoch noch 
immer zur Erhöhung von Treibhausgasemissionen bei. Aus diesem Grund 
bedarf sie grundlegender Reformen.

7  Fazit: Klimaschutz 
braucht Kooperation
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Abkommen liegt insofern in den fehlenden Ver-
pflichtungen zur Dekarbonisierung der Produkti-
on und zur Verringerung des Handels mit emissi-
onsintensiven Gütern.  

Auch die multilateralen Initiativen der europäi-
schen Handelspolitik stehen nicht immer im Ein-
klang mit den Anforderungen der Klimakrise. Be-
sonders fragwürdig sind die GATT- und WTO-
Verfahren, die die EU gegen klimapolitische Maß-
nahmen anderer Länder angestrengt hat. Mit 
ihren WTO-Klagen gegen grüne Subventionen 
und Lokalisierungsauflagen behindert sie zudem 
die internationale Verbreitung moderner Klima-
technologien. Nur wenn es weltweit ausreichen-
de Produktionskapazitäten für diese Güter gibt, 
wird sich die Erderwärmung effektiv bekämpfen 
lassen – eine Erkenntnis, gegen die die EU sich 
bisher noch sperrt.

Die unilateralen Klimainitiativen der EU-Handels-
politik – so gerechtfertigt sie grundsätzlich auch 
sein mögen – haben ebenfalls einige Defizite. So 
ist die Kritik, die vor allem Länder des Globalen 
Südens an dem CO2-Grenzausgleich CBAM und 
der Entwaldungsverordnung üben, zumindest 
teilweise gerechtfertigt. Denn es mangelt bei bei-
den Maßnahmen an hinreichender Unterstüt-
zung für Produzent*innen in wirtschaftlich 
schwächeren Ländern. Um ihre Wirksamkeit zu 
erhöhen, bräuchte es insofern ergänzender 

Unterstützung seitens der EU, zum einen für die 
industrielle Transformation in Schwellenländern, 
zum anderen für die Rückverfolgbarkeit potenzi-
ell waldgefährdender Produkte. 

Schließlich bergen auch die in EU-Handelsab-
kommen enthaltenen Regeln für die Liberalisie-
rung und den Schutz von Investitionen große Ri-
siken für den Klimaschutz. Angesichts der noch 
immer beträchtlichen Auslandsinvestitionen eu-
ropäischer Firmen in fossile Energien und andere 
umweltschädliche Branchen, ist es ein zentrales 
Defizit, dass die Abkommen keine Vereinbarun-
gen für eine gemeinsame klimabezogene Investi-
tionsprüfung enthalten. Aufgrund dieser Lücke 
erhöhen sie das Risiko teurer Fehlinvestitionen in 
fossile Industrien. Die in immer mehr Abkom-
men enthaltenen Investor-Staat-Schiedsverfah-
ren wiederum gefährden eine progressive Klima-
gesetzgebung durch die überproportional 
hohen Entschädigungen, zu denen Regierungen 
verurteilt werden können.

Bild: Markus Spiske / Unsplash.com
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Die EU müsste daher grundlegende Reformen 
vornehmen, um ihre Handelspolitik klimagerecht 
zu gestalten. Diese Reformen würden vor allem 
eine Stärkung kooperativer gegenüber den jetzt 
dominierenden wettbewerblichen Instrumenten 
erfordern. Dazu gehört im Einzelnen:

� Die Emissionsintensität des EU-Außenhan-
dels muss besser und systematischer er-
fasst werden, um gezielte Maßnahmen für 
seine Dekarbonisierung entwickeln zu kön-
nen. Es bedarf dazu öffentlich zugänglicher 
aktueller Daten über die in Im- und Expor-
ten enthaltenen Emissionen, aufgeschlüsselt 
nach Branchen und Partnerländern. 

� Auf neue EU-Handelsabkommen, die keinen 
effektiven Beitrag zur Reduktion von Treib-
hausgasemissionen leisten oder diese gar 
noch erhöhen, muss unbedingt verzichtet 
werden. Die existierenden EU-Handelsab-
kommen müssen entsprechend umwelt-, 
klima- und menschengerecht umgestaltet 
werden. 

� Grundsätzlich sollte die EU weniger umfang-
reichen Partnerschaftsabkommen mit dezi-
diertem Fokus auf die Lösung spezifischer 
Umwelt- und Entwicklungsprobleme Vor-
rang gegenüber ihren traditionellen Han-
delsabkommen geben. Solche Partner-
schaftsabkommen könnten sich auf den 
Waldschutz, Bergbaureformen, die Energie-
wende, Technologietransfer, industrielle De-
karbonisierung, Kreislaufwirtschaft oder den 
Abbau fossiler Subventionen fokussieren. 

� Die multilateralen Aktivitäten der EU im Rah-
men der WTO müssen an klare Vorgaben ge-
knüpft werden, die eine sozial-ökologische 
Transformation in den Partnerländern zum 
Ziel haben. Von Verschärfungen des WTO-
Rechts oder Schiedsverfahren, die den klima-
gerechten Umbau der Produktionsstruktu-
ren behindern, muss die EU unbedingt abse-
hen. Stattdessen sollte sie grüne Subventio-
nen, Lokalisierungsauflagen und Technolo-
gietransfers, die eine globale Produktions-
ausweitung moderner Klimatechnik ermögli-
chen, aktiv unterstützen. 

� Ihre unilateralen klimabezogenen Handels-
instrumente wie CBAM und die Entwal-
dungsverordnung müssen um kooperative 
Mechanismen ergänzt werden. Wirtschaft-
lich schwächere Länder, die von diesen In-
strumenten betroffenen sind, bedürfen ge-
zielter Unterstützung auch finanzieller Art, 
um die Dekarbonisierung ihrer Industrie 
und ihrer Exportproduktion umsetzen zu 
können.

� Auf Investor-Staat-Schiedsverfahren in EU-
Handels- und Investitionsabkommen muss 
ebenfalls verzichtet werden. Sie schwächen 
die nationalen Rechtssysteme und behin-
dern durch hohe Entschädigungen den kli-
magerechten Umbau der Handels- und Pro-
duktionsstrukturen. Stattdessen sollte die 
EU ihren Partnerländern die Entwicklung 
eines klimabezogenen „Investment 
Screenings“ anbieten, um Auslandsinvestiti-
onen gezielt in Projekte zur Dekarbonisie-
rung der Produktion und zur Anpassung an 
den Klimawandel lenken zu können.
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Unser Ziel ist eine ökologisch und sozial gerechtere Weltwirtschaft. Dafür setzen 
wir unsere Expertise in Handels-, Rohstoff- und Klimapolitik ein: Mit umfassenden 
Recherchen durchleuchten wir politische Prozesse, benennen die Probleme 
eines ungerechten globalen Wirtschafssystems und entwickeln Handlungsalter-
nativen. Um unsere Ziele zu erreichen, formulieren wir politische Forderungen, 
betreiben Informations- und Bildungsarbeit und schmieden starke Bündnisse – 
mit anderen Organisationen, sozialen Bewegungen und Bürger*innen. Gemein-
sam mischen wir uns ein!

Wenn Sie über unsere Arbeit auf dem Laufenden bleiben wollen, dann abonnie-
ren Sie unseren Newsletter: power-shift.de/newsletter-bestellen

In Zusammenarbeit mit: 

https://power-shift.de/newsletter-bestellen
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